Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3416 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechts wesen und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes 
- Drucksache 3026 Anlage 1 a - 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl: 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht hat ebenso wie die Bundesregierung und der 
Bundesrat den Standpunkt eingenommen, daß 
ohne eine Erweiterung des Katalogs der Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes ein Atomgesetz 
nicht erlassen werden kann. Zwar hat der Bund 
das Recht zur Gesetzgebung über Fragen der Wirt- 
schaft, besonders auch der Energiewirtschaft (Arti- 
kel 74 Nr. 11 GG). Aber die Verwendung der Kern- 
energie für Forschungs- und medizinische Zwecke 
läßt sich schwerlich unter den Begriff der Wirt- 
schaft subsumieren. Zwar hat der Bund auch die 
Gesetzgebung zur Förderung der wissenschaft- 
lichen Forschung (Artikel 74 Nr. 13 GG). Aus 
einem Vergleich von Artikel 74 Nr. 17 GG über die 
Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung mit 
Artikel 74 Nr. 13 ergibt sich aber, daß die Kompe- 
tenz zur Förderung der Wissenschaft nicht die 
Regelung der Einfuhr von Kernenergie zu wissen- 
schaftlichen Zwecken umfaßt. Denn Artikel 74 
Nr. 17 GG führt neben der Förderung der Land- 
wirtschaft die Regelung der Ein- und Ausfuhr 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse besonders auf. 

Der Atomgesetzentwurf behandelt allgemein die 
Genehmigung der Errichtung von Atomanlagen 

und enthält die nötigen Schutzvorschriften. Ohne 
eine entsprechende Ergänzung des Grundgesetzes 
würde man die Zuständigkeit für diese polizei- 
lichen Aufgaben den Ländern zusprechen müssen. 
Soweit es sich um strafrechtliche und zivilrecht- 
liche (Haftung auf Schadensersatz) Bestimmungen 
handelt, würde die Bundeskompetenz für das 
Straf- und Zivilrecht ausreichen, aber gerade die 
polizeilichen Vorschriften, die zweckmäßigerweise 
nur bundes einheitlich sollten erlassen werden kön- 


nen, erfordern die Einfügung der Nr. 11 a in den 
Katalog der konkurrierenden Bundesgesetzgebung. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht machte sich die Verbesserungsvorschläge des 
Bundesrates (statt „den Bau und Betrieb von An- 
lagen“ zu setzen „die Errichtung und den Betrieb 
von Anlagen“ sowie das Wort „Abfallstoffe“ durch 
„Stoffe“ zu ersetzen) zu eigen. Ferner hat er be- 
schlossen, die Worte „zu friedlichen Zwecken“ ein- 
zufügen, weil das Atomgesetz in der vom Atom- 
ausschuß erarbeiteten Fassung sich ebenfalls auf 
die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu 
friedlichen Zwecken beschränkt hat. Er stellt aber 
ausdrücklich klar, daß diese Beschränkung der Ge- 
setzgebungskompetenz auf die Verwendung der 
Kernenergie für friedliche Zwecke die strafrecht- 
liche Zuständigkeit des Bundes nicht berührt, den 
Mißbrauch der Atomenergie zu anderen als fried- 
lichen Zwecken mit Strafe zu bedrohen. 

Für die Atomverwaltung stellte sich die Frage, 
ob sie als bundeseigene oder als Länderverwaltung 
geführt werden solle. Für die Länderkompetenz 
sprach die Erwägung, daß die Genehmigung von 
Atomanlagen mit den von den Ländern verwalte- 
ten Gebieten der Bau- und Gewerbepolizei, des 
Wasserrechts, des Landschaftsschutzes und der 
Landesplanung so eng verknüpft ist, daß die Her- 
auslösung der Atomfragen aus der Länderverwal- 
tung die sachgemäße Bearbeitung der einschlägi- 
gen Fragen außerordentlich erschwert hätte. Ande- 
rerseits muß der Bund darauf dringen, diese Auf- 
gaben den Ländern nur als Auftragsangelegenhei- 
ten zuzuweisen, da die europäische Atomgemein- 
schaft den Bund mit der Verantwortung für die 
Erfüllung der dort übernommenen Pflichten be- 
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lastet und es deshalb angemessen erscheint, ihm 
durch die gewählte Form der Auftragsverwaltung 
die Möglichkeit einer stärkeren Einwirkung auf 
die Länder einzuräumen. Deshalb schlägt der Aus- 
schuß die Einfügung eines Artikels 87 c unver- 
ändert nach der Regierungsvorlage vor, worin die 
Möglichkeit der Auftragsverwaltung für Bundes- 
gesetze eröffnet wird, die auf Grund der neueinzu- 
fügenden Nr. 11a des Artikels 74 GG ergehen. 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3026 Anlage 
1 a — in der aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. April 1957 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Dr. Wahl 

Vorsitzender Berichterstatter 


Der mitbeteiligte Ausschuß für Atomfragen hat 
dem Entwurf in der vom federführenden Ausschuß 
beschlossenen Fassung zugestimmt. 

Bonn, den 15. April 1957 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes 

- Drucksache 3026 Anlage 1 a - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 79 Abs. 2 des Grundgesetzes das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundesge- 
setzbl. S. 1) wird wie folgt ergänzt: 

1. Nach Artikel 74 Nr. 11 wird folgende 
Nr. 11a eingefügt: 

„11 a. die Erzeugung und Nutzung der 
Kernenergie, den Bau und Betrieb 
von Anlagen, die diesen Zwecken 
dienen, den Schutz gegen Gefah- 
ren, die bei Freiwerden von Kern- 
energie oder durch Strahlung radio- 
aktiver Stoffe entstehen, und die 
Beseitigung radioaktiver Abfall- 
stoffe;“. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 79 Abs. 2 des Grundgesetzes das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundesge- 
setzbl. S. 1) wird wie folgt ergänzt: 

1. Nach Artikel 74 Nr. 11 wird folgende 
Nr. 11a eingefügt: 

„11 a. die Erzeugung und Nutzung der 
Kernenergie zu friedlichen Zwek- 
ken, die Errichtung und den 
Betrieb von Anlagen, die diesen 
Zwecken dienen, den Schutz gegen 
Gefahren, die bei Freiwerden von 
Kernenergie oder durch Strahlung 
radioaktiver Stoffe entstehen, 
und die Beseitigung radioaktiver 
Stoffe;“. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


2. Nach Artikel 87 b wird folgender Ar- 2. unverändert 
tikel 87 c eingefügt: 

„Artikel 87 c 

Gesetze, die auf Grund des Artikels 74 
Nr. 11 a ergehen, können mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, daß sie von 
den Ländern im Aufträge des Bundes aus- 
geführt werden.“ 


Artikel II 


Artikel II 


Dieses Gesetz tritt am 
in Kraft. 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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